Strategiekonferenz der Kooperation für den Frieden

am 18. und 19. Januar in Aachen
Berichte aus den Arbeitsgruppen 1- 4
Wichtige Diskussionsbeiträge, Ansätze für eine zivile Alternative und Handlungs
optionen der Friedensbewegung im Afghanistan – Konflikt

AG 1: Interesse, Politik und Kriegsführung der USA und Deutschland

Referenten: Jürgen Rose, Andreas Zumach 

Moderation: Otmar Steinbicker / Aachener Friedenspreis, Protokoll: Michael Held / Arbeitsstelle Praktische Schritte für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung
Die Gruppe hatte 36 Teilnehmer. Wir verzichteten auf eine Vorstellung.

Jürgen Rose beschrieb die Eskalation des Krieges in Afghanistan und die unterschiedlichen Positionen nicht zwischen USA und Deutschland, sondern zwischen einigen deutschen Militärs und den verantwortlichen Politikern in Berlin. Dabei bezog er sich auf einen „Brandbrief“ eines leitenden Militärs aus Afghanistan an die BReg.. (Monitor 31.5.07).

Nach der Definition von Terrorismus (Töten Unschuldiger aus politischen Gründen) ist es Staatsterrorismus, was in dem Brandbrief an Fakten geschildert wird. Für die Bevölkerung ist es gleich, ob der von amerikanischen oder deutschen, von ISAF- oder von OEF-Soldaten ausgeht (in Tornado-Flugzeugen, Hubschraubern oder gepanzerten Fahrzeugen). Auch in dem „Brandbrief“ wird  dies als „Verletzung des Kriegsvölkerrechts“ bezeichnet.

Es ist bekannt, dass im Rahmen von OEF nicht nur Soldaten eingesetzt werden, sondern auch private Mordfirmen. Auch das wird mit Schweigen durch die Politiker „toleriert“.

Dass die Tornados in Afghanistan eingesetzt werden, geht wesentlich auch auf das Drängen der deutschen Luftwaffe zurück, die „endlich auch beteiligt werden“ wollten. Dieser Einsatz ist nicht vom UNO-Mandat abgedeckt. 

Unter diesen Umständen werden die Soldaten immer aufgeschlossener für Verweigerungsüberlegungen. Das „Primat der Politik“ und die Befehlshierarchie bedeuten nicht, dass die Soldaten alles ausführen müssen, was befohlen wird. Das Pfaff-Urteil des Bundesverwaltungsgerichts und auch die von der Bundeswehr akzeptierte Verweigerung des Oberstleutnants Rose zeigen das.

Andreas Zumach beleuchtete den historischen Hintergrund: Afghanistan gehörte klar zum 1962 zwischen Chruschtschow und Kennedy abgesprochenen Einflussbereich der SU. Deswegen intervenierte die SU 1982, nachdem die USA die Opposition zur afghanischen kommunistischen Regierung mit Waffen belieferte. Brezinski, Berater mehrerer Präsidenten der USA sagte dazu, sie haben die SU in die Falle gelockt. „Das war der Anfang vom Ende der SU“. (in: „Die einzige Weltmacht“, Fischer TRB 1995)

Das terroristische Verhalten der US-Army gegenüber der Bevölkerung gibt nur einen Sinn, wenn man annimmt, dass die USA den Terrorismus provozieren müssen, um einen Grund zu haben, im Lande zu bleiben. Dafür gibt es mehrere geostrategische, machtpolitische Gründe: Öl- und Gaspipelines, die durch diese Region zum Meer geführt werden sollen; die Annäherungen zwischen China und Indien, Iran und China und Russland etc. zu verhindern, bzw. zu kontrollieren. Und Deutschland hätte dann das Interesse, in diesem Machtspiel dabei zu sein.

Diskussion: Ob die Interpretation von Zumach und Rose mit der Zuspitzung auf „Regierungen“, „Nationalstaaten“, „EU“ so ausreichend ist, wird angefragt: vielmehr sind es globale Machtentfaltung von Unternehmen, Wirtschaftsinteressen, die sich bestimmter Regierungen bedienen. In den Ländern selber sind sehr unterschiedliche Interessen und Politiken – und auch Solidarisierungen - möglich.

Auch andere Teilnehmer/innen breiten interessantes Hintergrundwissen aus (z.B. warum toleriert die BReg. die massiven Menschenrechtsverletzungen in Usbekistan, wo sie einen eigenen Luftwaffenstützpunkt betreibt?). Das alles schaffte jedoch noch keine Basis für Ansätze ziviler Alternativen und Ausstiegsszenarien, geschweige denn Handlungsoptionen für die Friedensbewegung zu ermöglichen.

Trotzdem möchte ich einige wichtige Punkte festhalten und Linien ausziehen, aus denen Handlungsstrategien für die Friedensbewegung entwickelt werden können, womit wir uns als Friedensbewegung in die politische Diskussion aktiv einbringen und Gehör, Aufmerksamkeit erreichen können:

Handlungsoptionen der Friedensbewegung 

1. Die Kriegführung, „Kollateralschäden“, Einsatz welcher Waffen … muss minutiös zusammengestellt werden (Urangehärtete Bomben). Es sollte eine Stelle geben, in der dies für die Friedensbewegung gemacht wird (IMI?) Die BT-Abgeordneten müssen damit in ihren Wahlkreisen öffentlich konfrontiert werden. Z.B. sollte der Film über die Uranwaffen durch alle Wahlkreise gehen.

2. Die „Werte“-Diskussion (z.B. während der Debatte über die  Mandatsverlängerung im BT wie auch in den Medien bei den Themen: „Freiheit, Demokratie, Rechte der Frauen, Zerschlagung des Drogenhandels…“ muss mit der Realität konfrontiert werden. In Wahrheit geht es um Interessen – eben bestimmter Lobbies.

3. Die Interessenten an diesen Kriegen und ihre Diener (z.B. die Bertelsmann-Stiftung) benennen. Das sind nicht einfach nur bestimmte Politikernamen oder Staaten. Das muss genauer recherchiert und benannt werden.

4. Friedensbewegung muss Kontakt aufnehmen mit Organisationen, die Kriegsdienstverweigerung für Soldaten unterstützt und dies in den Wahlkreisen publik machen. Vor Arbeitsämtern, in denen Soldaten rekrutiert werden, Mahnwachen abhalten, Podiumsdiskussionen in den Schulen …

Für Argumente für ZKB

5. Es muss den deutschen Eliten klar gemacht werden, dass dieses westliche Wirtschafts- und Geldsystem die Führung solcher Kriege möglich und im Interesse dieser Wirtschaftsform notwendig macht (190 Mrd. Dollar jährlich für den Afghanistan-Krieg gegen 100 Mill. Dollar Aufbauhilfe). Darin sind wir als Land und als Kunden/innen möglicherweise auch mit unserer beruflichen Arbeit eingebunden. Wenn der Dollar als Weltwährung abgeschafft würde, wären die jetzigen Kriege nicht mehr möglich.

Das heißt:

6. Energiepolitik = Friedenspolitik = Umweltpolitik …

Rohstoffsicherung durch eine faire Weltwirtschaftsordnung statt durch Krieg und Diktat. Zusammenarbeit mit der Sozialforumsbewegung, Gerechtigkeits- und Umweltbewegung!

AG 2: Gesellschaftliche Strukturen in Afghanistan und Verständigungsmöglichkeiten
Referenten: Herr Christoph Hörstel, Frau Fasel, Herr Dr. Yahya Wardak

Moderation: Matthias Jochheim / IPPNW, Berichterstatter: Monty Schädel / DFG-VK

Frau Fasel

Frau Fasel schilderte die Situation der Frauen in Afghanistan. Dabei merkte sie an, dass die Situation junger Frauen (von ca. 10-12 Jahren an) auch heute in Afghanistan schlecht ist und sich in den vergangenen Jahren weiter verschlechtert hat. 

Frau Fasel betonte, dass die Situation von Frauen und jungen Menschen auf Grund von traditionellen Familien- und Machtstrukturen in Afghanistan aber immer schon von Benachteiligung und wenig selbständigen handeln geprägt war; Familien und Älteste fällen Entscheidungen auch gehen den Willen und die Vorstellungen junger Menschen – Zusammenfassend erklärte Frau Fasel: “Eine Frau hat erst dann etwas zu sagen, wen sie Großmutter ist.“

In der Diskussion um den Vorschlag von Christoph Hörstel (wurde im Plenum von der Arbeitsgruppe ausführlich vorgestellt  und soll hier jetzt nicht noch einmal ausgeführt werden), wurde festgehalten, dass dieses ein Vorschlag ist, der diskutiert werden kann, um in Afghanistan den Friedensprozess einzuleiten 

Als Ergebnisse der Diskussion in der Arbeitsgruppe wurde nach längeren Beiträgen zusammengefasst:

Die Aktivitäten, die jetzt zu einem Friedensprozess zusammenlaufen können, sind Aktivitäten die lediglich Schadensbegrenzung betreiben. Die Situation in Afghanistan ist so weit fortgeschritten, dass die Verhinderung von Schaden unmöglich gemacht wurde. (Das Kind ist nicht nur in den Brunnen gefallen, sondern bereits ertrunken!)

Zur Lösung des Konfliktes und zur Einleitung eines Friedensprozesses wird deshalb im Konsens festgestellt:

1. Militärische Interventionen stellen keinen Beitrag zum Friedensprozess dar 

– Militär ist keine Lösung und muß deshalb abgezogen werden, gleichzeitig muss es eine Unterstützung zivilgesellschaftlicher Kräfte und Entwicklungen geben 

– die zur Zeit für militärische Zwecke verwendete Mittel für den zivilen Prozess, wären ein Anfang (der Vorschlag von Christoph Hörstel nach dem Abzug fremder Truppen zum parallelen Beginn eines langfristigen Friedenskonzeptes kann eine Variante sein)

2. Innerafghanische Machtkämpfe müssen beendet werden und die Unterstützung für die unterschiedlichen Kräfte durch ausländische Interessengruppen müssen sofort und vollständig eingestellt werden.

3. Kein Konsens konnte hergestellt werden in der Frage der Einrichtung einer Gerechtigkeits- / Wahrheitskommission. Auf Grund von persönlichen Erlebnissen in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten stand in der Diskussion die Frage: Wer verhandelt mit wem?

Dabei gingen einigen Aussagen um die Feststellung: Ohne Gerechtigkeit wird es keinen Frieden geben! Andere Aussagen gingen um die Feststellung: Mit Freunden braucht man keinen Frieden zu schließen!

Handlungsoptionen für die deutsche Friedensbewegung:

· Einflussnahme auf die in der Bundesrepublik handelnden PolitikerInnen

· suche nach PartnerInnen, die an einer ehrlichen Friedenslösung interessiert sind

· beachten der Realitäten in Afghanistan bei der Suchen nach Friedenslösungen. Stichworte:

· Drogenökonomie: Wo kommt das Geld her? Wer verdient warum, womit seinen Lebensunterhalt?

· Ökonomie der so genannten Entwicklungshilfe: Wo bleibt das Geld und die „Hilfe“, die von außen nach Afghanistan kommen?

An die Verantwortlichen: Bitte anschauen, ob dies so richtig wiedergegeben ist und korrigieren, ergänzen…!

AG 3: Fundamentalistischer Dschihad und Spiritualität der Befreiung

Referent: Dr. Fred Klinger, Moderation: Jan Gildemeister/AGDF, Christof Grosse /Pax Christi 

Zivile Initiativen religiös motivierter Kräfte

· gegenseitige Anerkennung und den ersten Schritt machen

· gemeinsames gewaltfreies Handeln für Gerechtigkeit

· Gleichwertigkeit erreichen, Weggemeinschaft bilden

Handlungsoptionen der Friedensbewegung

· Bündnisse mit anderen Gruppen eingehen und  ein "interreligiöses Netzwerk aufbauen

· Islamophobie - auch in der Friedensbewegung entgegensteuern, Djihadismus aus der Gewalterfahrung mit dem Westen heraus verstehen

Wichtige Punkte aus der AG

· Religiöses Erwachen des Islam als Gegnstil zum Westen – gelandet im FUndamentalismus

· Gelebtes Vorbild für ein anderes Zivilsationsmodell

· Zwiespalt zwischen Spiritualität und notwendigem konkreten Handeln

AG 4: NGOs – Konzepte nachhaltiger Sicherheit - ZKB
Referenten/innen: Katja Maurer, Medico International und Dr. Herbert Sahlmann, ehemaliger Entwicklungsbeauftragter des BMZ, Mitarbeit bei VENRO (Verband Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen e.V.)
Moderation: Renate Wanie (+ Protokoll), Werkstatt für Gewaltfreie Aktion, Baden und Robert Hülsbusch, Friedensinitiative Nottulm
Katja Maurer
Das Projekt Minenräumen ist ein Aufklärungsprogramm, das in Afghanistan gegründet wurde und eng mit einheimischen Organisationen kooperiert (= Grundprinzip). Das Programm wird auch in Schulen hineingetragen, wovon auch Frauen und die Landbevölkerung profitieren. Das Projekt versteht sich als Demilitarisierungsprojekt und dient der Demokratieförderung. Bei den Aktivitäten gegen Streuminen ist eine engere Zusammenarbeit mit der Friedensbewegung erwünscht, sie könnten mit der Offenlegung der neuen Kriegsführungsstrategien in Afghanistan verbunden werden. In der Diskussion wurde vorgeschlagen, sich z.B. verstärkt gegen die Minenproduktion in Deutschland zu engagieren. Katja Maurer problematisierte die Privatisierungsstrategien vieler ausländischer Organisation in A. hin, die Profite machen wollen.   

Herbert Sahlmann

arbeitete 2003/2004 im entwicklungspolitischen Dialog für das BMZ, er war für die vier Nordostprovinzen Afghanistans zuständig und bewegte sich dort ohne bewaffnete Begleitung und ohne gepanzerte Fahrzeuge. Sahlmann plädiert für einen Strategiewechsel in Afghanistan. Seine These: „Das westliche Engagement in Afghanistan zur Befriedung und Entwicklung des Landes ist mit seiner vorwiegend militärischen Strategie gescheitert! Ein neuer Ansatz im deutschen und westlichen Engagement für Afghanistan ist strategisch dringend geboten und möglich!“ Herbert Sahlmann hat ein 20 Punkte-Programm für Dialog statt Krieg“ mit konkreten Vorschlägen zur Befriedung und Entwicklung Afghanistan entwickelt. 
Dabei geht er von vier Prinzipien aus und zeichnet die Konturen für einen Strategiewechsel, der z.B. eine regionale Konferenz für Sicherheit und Entwicklung beinhaltet, die Unterstützung lokaler Strukturen, die Einbindung der Bevölkerung, Stärkung der kulturellen Identität wie auch keine Zusammenarbeit von Zivilen mit dem Militär. Das Militär werde als Besatzungsmacht wahrgenommen und bringe den zivilen Projekten einen Glaubwürdigkeitsverlust. Keine Mandatsverlängerung von OEF, Tornados und KSK, schrittweise Reduzierung des Militärs hin zu ziviler Entwicklung.
(vgl. Emailanhang mit den 20 Punkten)   
Ansätze für eine zivile Alternative

· Übereinstimmung: Zivile Ansätze sind möglich! (vgl. Sahlmanns Strategieplan)
· „Petersberg von unten einrichten“ und eine regionale Konferenz für Sicherheit und Entwicklungszusammenarbeit der Regierungen

· keine zivilmilitärische Zusammenarbeit 
Handlungsoptionen für die Friedensbewegung

· bei der Kampagne „Zivil hat Vorrang“ mitarbeiten 

· „Wenn-dann-Kampagne“ in Zusammenarbeit der KoopFrie mit VENRO 

· Referenten/innen zu Vorträgen einladen (z.B. über den aktuellen Kabinettsbeschluss zum Aktionsplan der Bundesregierung)
· Journalisten/innen briefen

· Berliner Compagnie-Theater einladen 

Wichtige Punkte aus der AG
· Afghanen/innen müssen und wollen ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen!

Zusammengestellt und etwas bearbeitet: Renate Wanie
